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Bei unserer Diskussion der energiepoli-
tischen Implikationen der Energiewen-
de soll diese langfristige Pers pektive,
d.h. der angestrebte Übergang zu rege-
nerativen Energien, im Vordergrund ste-
hen. Insbesondere aufgrund seiner fak-
tischen Unumstößlichkeit wird auf den
beschleunigten Atomausstieg als sol-
chen und dessen letztlich begrenzte
ökonomische Folgen nur am Rande ein-
gegangen (vgl. hierzu etwa Holm-Müller
und Weber 2011; Löschel 2011). Statt-
dessen sollen die Begleitgesetze des
Ausstiegsbeschlusses im Zentrum der
Betrachtung stehen, die Regelungen zu
den folgenden Punkten umfassen:

• zum weiteren Ausbau regenerativer
Energien, v.a. durch Novellierung des
Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG)

und durch Schaffung einer neuen Finan-
zierungsgrundlage für den Klima- und
Energiefonds,

• zur Änderung des Planungsrechts für
einen beschleunigten Ausbau des Ver-
sorgungsnetzes und Schaffung neuer
Kapazitäten zur Stromerzeugung,

• zur Erhöhung der Energieeffizienz durch
zusätzliche steuerliche Abschreibungs-
möglichkeiten bei der energetischen Sa-
nierung von selbstgenutzten Wohnge-
bäuden. Diese steuerpolitische Maß-
nahme wurde vom Bundesrat jedoch
vorerst gestoppt.

• zur Förderung der Elektromobilität
durch Subventionierung von For-
schung und Entwicklung bei den Her-
stellern und eine zehnjährige Kfz-Steu-
erbefreiung bei den Käufern.

Den Ausgangspunkt unserer Überlegun-
gen sollen die traditionellen Vorstellungen
der Umweltökonomie über das im Sinne
von Effizienzkriterien »richtige« umweltpo-
litische Instrumentarium bilden. Vor die-
sem Hintergrund lassen sich dann Defi-
zite bei Gestaltung der Energiewende

Wolfgang Buchholz* und Johannes Pfeiffer**

Energiepolitische Implikationen einer Energiewende

Am 30. Juni dieses Jahres beschloss der Deutsche Bundestag in einem parteiübergreifenden Konsens von

CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen den Ausstieg aus der Kernenergienutzung bis zum Jahr 2022. Von Seiten

der Politik wie von Seiten der Medien wurde diese Reaktion auf die Atomkatastrophe von Fukushima zu ei-

nem epochalen politischen Ereignis erklärt, so etwa von der FAZ zum Ende eines »dreißigjährigen Krieges«. 

Bei nüchternerer Betrachtung geben derartige Diagnosen jedoch Anlass zu einer gewissen Verwunderung.

Denn trotz der wenige Monate zuvor beschlossenen Verlängerung der Laufzeiten der Atomkraftwerke

stand der langfristige Verzicht auf die Nutzung der Kernenergie in Deutschland schon seit längerem nicht

mehr zur Disposition. Zur Erreichung ihrer klimapolitischen Ziele – gegenüber dem Basisjahr 1990 die Re-

duktion der Treibhausgasemissionen um immerhin 40% bis 2020 und um mindestens 80% bis 2050 – hat-

te sich die Bundesregierung zudem bereits zuvor auf einen starken Ausbau erneuerbarer Energien in der

Stromerzeugung festgelegt. Schon in dem 2010 verabschiedeten Energiekonzept war als Ziel fixiert wor-

den, dass der Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch bis 2030

auf 30% und bis 2050 sogar auf 80% steigen soll. Anstelle eines wirklichen Paradigmenwechsel stellt die

Energiewende des Jahres 2011 somit viel eher eine zeitliche Verschiebung im Rahmen bereits vorab fixier-

ter Entwicklungspfade dar, an deren anvisiertem Ende aber in der Tat eine völlig andere Struktur der Ener-

gieversorgung stehen soll. Genau das ist über den Tag hinaus betrachtet mit »Energiewende« gemeint.

* Prof. Dr. Wolfgang Buchholz ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Finanzwissenschaft, insbes. Umweltöko-
nomie, an der Universität Regensburg.

** Johannes Pfeiffer ist Doktorand im Bereich Ener-
gie, Umwelt und erschöpfbare Ressourcen des ifo
Instituts.Prof. Dr. Wolfgang Buchholz
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identifizieren und Vorschläge zu alternativen oder ergänzen-
den Maßnahmen entwickeln. Dabei wird das EEG, das den
Grundpfeiler des in Deutschland anvisierten Übergangs zu
erneuerbaren Energien darstellt, im Zent rum unserer Be-
trachtung stehen.

Umweltpolitische Preislösungen als Bezugspunkt

Schädigungen von Umwelt und Klima stellen aus der Sicht
der Ökonomie negative externe Effekte dar, denen im Markt-
system vor allem aufgrund fehlender privater Eigentums-
rechte keine Preise zugeschrieben werden. Die Begrenzt-
heit (»Knappheit«) der Umweltmedien als Auffangbecken von
Schadstoffemissionen wird deshalb in den Entscheidun-
gen der Marktteilnehmer nicht berücksichtigt, so dass es
auf einem völlig freien Markt zu einer ineffizient hohen Be-
lastung der Umwelt käme. Dieses »Marktversagen« recht-
fertigt aus ökonomischer Sicht grundsätzlich wohlfahrtser-
höhende Eingriffe des Staates zur Internalisierung externer
Effekte. »Preisinstrumente« wie Emissionsabgaben, Öko-
steuern oder Emissionszertifikate stellen dabei das von Öko-
nomen bevorzugte Instrumentarium der Umweltpolitik dar.
Diese Präferenz bei der Instrumentenwahl beruht zunächst
darauf, dass die durch Externalitäten verursachte Lücke im
Marktsystem durch Ausdehnung des Preismechanismus,
und damit auf marktkonforme Weise, geschlossen wird – ei-
ne Idee, die Arthur Pigou bereits im Jahr 1912 formuliert
hat (vgl. zur Darstellung und Beschreibung der ökonomi-
schen Effekte dieser Instrumente umweltökonomische Lehr-
bücher wie etwa Endres 2007 oder Feess 2007 sowie mit
besonderem Bezug auf die Klimapolitik Cameron 2006 so-
wie Aldy, Krupnick, Newell, Parry und Pizer 2010, 918–928).
Im Fall von Ökosteuern setzt der Staat den Preis für die Emis-
sionen oder Umweltschäden selber direkt über die Wahl des
Steuersatzes. Bei einer Zertifikatelösung hingegen gibt der
Staat eine bestimmte Gesamtmenge an Emissionsberech-
tigungen (als »Cap« für die als zulässig erachtete Emissions-
menge) vor, deren Preis sich erst durch den Handel am Zer-
tifikatemarkt (»Trade«) ergibt. 

Unter theoretisch idealen Bedingungen führen solche Preis-
instrumente zu einer Minimierung der gesamtwirtschaftli-
chen Kosten der Emissionsvermeidung, indem sie für eine
Angleichung der Grenzvermeidungskosten aller Emittenten
sorgen. Neben dieser »statischen Effizienz« verspricht man
sich von Preisinstrumenten auch eine »dynamische Effizienz-
wirkung«, weil durch die Bepreisung der Restemissionen bei
den Emittenten ein permanenter Anreiz zur Senkung ihrer
Vermeidungskosten und damit zur (Fort-)Entwicklung um-
weltfreundlicher Technologien geschaffen wird. 

Darüber hinaus eröffnen Preisinstrumente dem Staat eine
Einnahmequelle, die es ihm erlaubt, mit negativen Wachs-
tums- und Beschäftigungswirkungen verbundene Steuern

und Abgaben budgetneutral zu senken und auf diese Wei-
se – neben der Internalisierung externer Effekte – einen zu-
sätzlichen Wohlfahrtsgewinn zu erzielen. In welchem Maße
eine solche »doppelte Dividende« tatsächlich zu realisieren
ist, wird jedoch in der umweltökonomischen Literatur kon-
trovers diskutiert (vgl. hierzu Schöb 2009).

Aus wirtschaftspolitischer Sicht bedeutsam ist, dass Preis-
instrumente die Sphäre rein abstrakter, theoretisch wün-
schenswerter Ansätze längst verlassen haben und mittler-
weile als klimapolitische Instrumente in Deutschland und
der Europäischen Union Anwendung finden. Zum einen
führte die damalige rot-grüne Bundesregierung in den Jah-
ren zwischen 1999 und 2003 eine »Ökosteuerreform« durch,
die unmittelbar auf die Erzielung einer doppelten Dividen-
de ausgerichtet war. Die Einnahmen aus der Erhöhung der
Mineralölsteuer und der Einführung einer Stromsteuer dien-
ten nämlich vorrangig dazu, die Beitragssätze der gesetz-
lichen Rentenversicherung abzusenken, wodurch positive
Beschäftigungsimpulse ausgelöst werden sollten. Zum an-
deren existiert auf Ebene der EU seit 2005 ein Emissions-
handelssystem (EU Emission Trading System oder kurz
EU ETS), das die CO2-Emissionen der Stromerzeuger und
einiger Industriezweige erfasst. Bislang werden die meis-
ten Emissionszertifikate noch gratis an die Emittenten ver-
geben (»Grandfathering«), die diese dann untereinander
handeln können. Nennenswerte staatliche Einnahmen sind
erst von der 2013 beginnenden dritten Handelsperiode an
zu erwarten, in der zu einer Versteigerung der Emissions-
rechte übergegangen wird.

Allerdings stützen sich die klimapolitischen Bemühungen in
Deutschland und der EU keineswegs allein auf diese Preis-
instrumente, sondern greifen in erheblichem Maße auch auf
andere, von Ökonomen eher kritisch beurteilte Instrumen-
te und Maßnahmen zurück. So ist das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz EEG als Grundpfeiler der deutschen Klima-
politik von einer Mischung aus Auflagen und Subventionen
geprägt, die einerseits die Netzbetreiber zum Anschluss von
Anlagen zur Ökostromerzeugung und zur Abnahme des
dort produzierten Stroms verpflichten und die andererseits
den Anlagebetreibern gesetzlich fixierte »Einspeisevergü-
tungen« garantieren. Da die Einspeisevergütungen zum Teil
deutlich über den üblichen Großhandelsstrompreisen lie-
gen, ergeben sich Differenz- bzw. Mehrkosten, die letztlich
auf die Endverbraucher umgelegt werden. Im Rahmen der
Energiewende wird die Bedeutung des EEG noch weiter
gestärkt. Subventionen sollen darüber hinaus auch bei der
Förderung der Elektromobilität und zusätzlich zu den be-
stehenden Hilfen für die energetische Gebäudesanierung
gewährt werden.

Angesichts der zahlreichen, von der Umweltökonomie wahr-
genommenen Vorteile beim Einsatz preisbasierter umwelt-
politischer Instrumente ist der in der praktischen Klimapoli-
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tik zum Zuge kommende Instrumentenmix überraschend
und erklärungsbedürftig. Deshalb ist zunächst zu prüfen, in-
wieweit sich aus ökonomischer Perspektive Gründe für ei-
ne Ergänzung von Preisinstrumenten durch weitere Maß-
nahmen wie das EEG finden lassen.

Mögliche Gründe für die Ergänzung der 
Preisinstrumente durch andere Instrumente

Im Folgenden sollen fünf Gründe dargestellt und kritisch dis-
kutiert werden, die gegen die ausschließliche Verwendung
von Preisinstrumenten angeführt werden können (vgl. zu
Gründen für ergänzende Instrumente auch Kemfert 2009;
Fischedick und Samadi 2010; SRU 2011, 239–249).

(i) In ihrer praktischen Umsetzung entsprechen die Preis-
instrumente in der Regel nicht dem theoretischen Ideal-
modell. So werden die Emissionen in der Realität oft nur
unsystematisch oder unvollständig erfasst. In das EU
ETS sind die Emissionen des Haushalts- und des Ver-
kehrsbereich nicht einbezogen, so dass sich der zertifi-
katepflichtige Bereich in Deutschland nur auf gut die Hälf-
te aller CO2-Emissionen erstreckt. Zur Begründung wird
zumeist auf Schwierigkeiten verwiesen, die bei der Mes-
sung der Emissionen in den nicht erfassten Bereichen
bestehen. Diese Probleme ließen sich jedoch durch ei-
ne Umstellung der Bemessungsgrundlage des EU ETS
auf die Gewinnung und den Import von Kohlenstoff er-
heblich vermindern (vgl. etwa Wissenschaftlicher Beirat
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie 2008). Dass praktische Erfahrungen zur Weiterent-
wicklung von Preisinstrumenten genutzt werden können,
zeigt die Radikalreform des EU ETS, die 2013 in Kraft
treten wird. Sie wird einige der bisherigen Defizite behe-
ben, jedoch nicht den Hauptmangel der nur begrenzten
sektorenspezifischen Reichweite. Zudem muss, wie die
Entwicklung des EU ETS gleichfalls deutlich zeigt, für
die zu solchen Verbesserungen erforderlichen institutio-
nellen Lern- und politischen Abstimmungsprozesse ein
hoher Zeitbedarf veranschlagt werden, was gewisse
Zweifel daran aufkommen lässt, dass auf diesem Wege
eine ökonomisch effiziente Umweltpolitik hinreichend
schnell zu erreichen ist. Vielfach werden diese institutio-
nellen Veränderungsprozesse zudem von Partikularin-
teressen einzelner Marktteilnehmer beeinflusst und be-
hindert.

(ii) Durch die »Bepreisung« des Schadstoffausstoßes wer-
den Anreize geschaffen, in den Einsatz und die (Fort-)Ent-
wicklung von Vermeidungstechnologien zu investieren.
Bei den Marktteilnehmern führen schwankende und
schwer prognostizierbare Zertifikatepreise aber zu einem
hohen Risiko, das ganz allgemein als Investitionshemm-
nis wirkt und insbesondere zu verhindern droht, dass das
gesamtwirtschaftlich effiziente Niveau an investiven Ver-

meidungsmaßnahmen realisiert wird. Demgegenüber ge-
währleistet ein Instrument wie das EEG dank Abnahme-
garantie und fester Einspeisevergütungen eine auch län-
gerfristig wesentlich höhere Planungssicherheit bei der
Errichtung von Anlagen zur Nutzung regenerativer Ener-
gien. Die Verringerung des Investitionsrisikos erleichtert
zudem deren Finanzierung und trägt dadurch zur ver-
lässlichen Durchsetzung klimapolitischer Ziele bei. Zwar
pendeln die Zertifikatepreise im EU ETS seit Anfang 2009
nur in einem kleinen Intervall um 15 Euro je Tonne CO2,
jedoch ist – insbesondere angesichts der vereinbarten
schrittweisen Verknappung der Zertifikatemenge ab 2013
– eine zuverlässige Prognose über die mittel- bis lang-
fristige Entwicklung des Zertifikatepreises nahezu un-
möglich.
Allerdings ließe sich die Investitionsunsicherheit für In-
vestoren auch im Rahmen eines Emissionshandelssys-
tems reduzieren, indem »Banking« und »Borrowing« in
weiten Grenzen erlaubt wird oder indem der Staat durch
den Auf- und Verkauf von Emissionsrechten Unter- und
Obergrenzen für den Zertifikatepreis garantiert (vgl. et-
wa v. Weizsäcker 2009 oder Murray, Newell und Pizer
2009). Im EU ETS sind derartige »Safety Valves« nicht
vorgesehen. Bei deren Einführung sowie bei Schaf-
fung zusätzlicher Möglichkeiten für »Banking« und
»Borrow ing« müsste zwar der Wunsch nach Einhaltung
bestimmter, auf einzelne Jahre bezogener Emissions-
mengenziele aufgegeben werden. Bei Treibhausgasen,
deren klimaschädigende Wirkung sich wie bei allen
»Stock Pollutants« aus ihrer langfristig emittierten Ge-
samtmenge ableitet, wäre ein solcher Verzicht allerdings
kaum von Nachteil.
Die an sich wünschenswerte Verminderung des Investi-
tionsrisikos bei den Erzeugern erneuerbarer Energie führt
zwangsläufig zu einer Erhöhung der Risiken bei ande-
ren Akteuren – etwa den Stromkunden, den konventio-
nellen Energieerzeugern oder dem Staat. Beim EEG be-
steht ein derartiges Risiko darin, dass es durch eine un-
erwartet zügige Verbreitung erneuerbarer Energien über
die dadurch steigende EEG-Umlage zu einer kräftigen
Erhöhung der Strompreise für die Endverbraucher
kommt. Genau diese Entwicklung ist in den vergange-
nen Jahren in fast dramatischer Weise eingetreten. So
ist der im Rahmen des EEG auf die Photovoltaik entfal-
lende Förderbetrag zwischen 2004 und 2010 fast explo-
sionsartig von 19,4 Mill. Euro auf 3 882,6 Mill. Euro an-
gewachsen (vgl. BDEW 2010, 32). Im Jahr 2010 hatte
die Photovoltaik einen Anteil von 40,6% an der EEG-Um-
lage und einen Anteil von 30,65% am gesamten EEG-
Fördervolumen von 12,7 Mrd. Euro, während sie nur
14,9% (vgl. BMU 2011, Tab. 5, und BDEW 2010, 36)
zur vom EEG geförderten Stromerzeugung beitrug. Nach
Angaben des BDEW setzt sich dieser in Abbildung 1
nachgezeichnete Trend auch in diesem Jahr fort: Es ent-
fallen 55% der aktuellen EEG-Umlage und 47,5% des
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gesamten, prognostizierten Fördervolumens von
16,7 Mrd. Euro auf die Photovoltaik, die jedoch nur et-
wa 20% zur durch das EEG geförderten Stromerzeu-
gung beitragen wird (vgl. BDEW 2010, 35). Auch der
Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU 2011), der
einer grundsätzlichen Opposition gegen das EEG völlig
unverdächtig ist, hat sich angesichts dieser Entwick-
lung für eine Mengenbegrenzung beim EEG-geförderten
Zubau von Photovoltaikanlagen in Deutschland ausge-
sprochen. 
Aber auch im Hinblick auf die Versorgungssicherheit und
die Stabilität der Stromnetze ergeben sich Gefahren aus
einem zu starken Ausbau der Ökostromkapazitäten, wie
er mit einem künstlich niedrig gehaltenen Investitionsri-
siko in diesem Bereich einhergeht. So droht bei günsti-
gen Wetterverhältnissen und kurzfristig hoher Einspei-
sung von Wind- und Sonnenstrom eine Überlastung der
Stromnetze. Dieses Risiko für die Netzstabilität und die
bei seiner Bewältigung anfallenden Kosten tragen nicht
die Investoren und Betreiber der Wind- und Solaranla-
gen, sondern die Netzbetreiber (vgl. etwa Neuberth
2011).
Ein Indiz für die schon heute bestehende Gefahr der
Überlastung der Stromnetze durch kurzfristige Produk-

tionsspitzen ist die Disproportionalität zwischen den
Ökostromkapazitäten auf der einen und ihrem tatsäch-
lichen Beitrag zur Stromversorgung auf der anderen
Seite, wie sie in Abbildung 2 veranschaulicht wird. So
nähert sich die installierte Kapazität von Wind- und Pho-
tovoltaikanlagen (mit 44,5 GW im Jahr 2010, vgl. BMU
2011, Tab. 4) rapide der Kapazität von Braun- und Stein-
kohlekraftwerken an, die bei etwa 51,4 GW liegt. Doch
während die Braun- und Steinkohlekraftwerke im Jahr
2010 rund 42% der gesamten Bruttostromerzeugung
in Deutschland lieferten, leistete der erneuerbare Strom
aus Wind- und Photovoltaikanlagen lediglich einen Bei-
trag von knapp 8% (vgl. BMWi 2011, Tab. 22, was mit
einer niedrigeren Produktivität des dort eingesetzten
Kapitalstocks einhergeht). 
Mögliche Gegenmaßnahmen zur Verminderung dieser
Risiken bestehen zum einen im Ausbau der Übertra-
gungsnetze, wie er im Zuge der Energiewende auch stark
forciert werden soll. Zum anderen könnten gezielt Me-
chanismen geschaffen werden, um das Angebots- und
Nachfrageverhalten am Strommarkt an die schwanken-
de Erzeugung von Ökostrom anzupassen. Die im Rah-
men der Energiewende verabschiedete Novelle des EEG
sieht in diesem Zusammenhang die Einführung einer »op-
tionalen Marktprämie« vor, durch welche die Ökostrom-
produzenten zu einer zeitlich flexiblen und bedarfsge-
rechten Direktvermarktung der von ihnen erzeugten Elek-
trizität veranlasst werden sollen (vgl. etwa Wissenschaft-

0

20

40

60

80

100

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
(a)

2011
(b)

Wasser Deponie-, Klär-, Grubengas
Geothermie Biomasse
Wind, onshore Wind, offshore
Photovoltaik

Quelle: BDEW (2010, S. 24); Berechnung der Autoren

Anteile der auf die einzelnen Energieträger entfallenden 
Fördervolumina an den gesamten EEG-Vergütungssummen

(a) Werte ausgewiesen gemäß des Prognosekonzepts der Übertragungsnetz-
betreiber zur Ermittlung der EEG-Umlage vom 15. Oktober 2009.

(b) Werte gemäß der Berechnungen des BDEW, 2010, basierend auf dem 
Prognosekonzept der Übertragungsnetzbetreiber zur Ermittlung der EEG-
Umlage vom 15. Oktober 2010.

%

Abb. 1

19.0 18.2

14.7
24.5

3.4

1.613.7

13.3

14.1

22.7
3.1

3.2

16.8

6.56.5
1.1

3.0 4.41.0 0.7

3.74.9

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

biogener Anteil

Geothermie

Biomasse (a)

Photovoltaik

Wind

Wasser (b)

Kernenergie

Erdgas

Heizöl

Braunkohlen

Steinkohlen

Quelle: BMWi (2011, Tab. 22); BMU (2011, Tab. 3, Tab. 4).

Installierte Erzeugungskapazität und Bruttostromerzeu-
gung im Vergleich, 2009

(a) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas.
(b) Ohne Pumpspeicher.

in %

Anteil Energieträger an
Erzeugungskapazität       Bruttostromerzeugung

Sonstige

des Abfalls

(u.a. Pump-
speicher)

Abb. 2



ifo-TUM-Symposium

i fo  Schne l ld ienst  18/2011 –  64.  Jahrgang

34

licher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie 2011). Große Hoffnungen liegen auch auf
der Einführung von intelligenten Stromzählern oder all-
gemeiner »Smart Grid Technologien«, mit deren Hilfe die
Stromnachfrage besser auf das jeweilige Angebot abge-
stimmt werden kann. 

(iii) Trotz der von der Theorie beschriebenen dynamischen
Effizienzwirkung der Preisinstrumente wird von den Be-
fürwortern zusätzlicher Maßnahmen befürchtet, dass sie
allein zu wenig für die Verbreitung und die Konkurrenz-
fähigkeit innovativer Technologien leisten und damit län-
gerfristig nicht zur angestrebten Minimierung der Emis-
sionsvermeidungskosten führen. Um diesem Mangel ab-
zuhelfen und für eine rasche Diffusion der innovativen
Techniken zu sorgen, müsse deren Markteinführung
durch Subventionen direkt gefördert werden. Die öko-
nomische Begründung für diese Argumentation beruht
auf der Einsicht, dass mit Prozessen von Forschung und
Entwicklung positive externe Effekte verbunden sind, de-
nen die auf die Internalisierung negativer Umweltexter-
nalitäten ausgerichteten Preisinstrumente allenfalls indi-
rekt Rechnung tragen.
Gerade im Bereich der Grundlagenforschung ist es trotz
Patentrecht weder ökonomisch sinnvoll noch vollständig
vermeidbar, andere von den Ergebnissen eigener For-
schungsanstrengungen auszuschließen. Die auf diese
Weise verursachten Informationsexternalitäten schmä-
lern aber den durch Forschung erzielbaren Wettbewerbs-
vorsprung und führen auf diese Weise zu einem gesamt-
wirtschaftlich ineffizient niedrigen Niveau von Aktivitäten
im Bereich der Grundlagenforschung. Deren unsichere
und vielfach weit in der Zukunft liegende Erträge stellen
zudem ein für private Akteure nur schwer zu tragendes
Risiko dar. Deshalb besteht unter Ökonomen ein breiter
Konsens darüber, dass eine staatliche Subventionierung
der Grundlagenforschung aus ökonomischer Sicht an-
gebracht ist.
Positive Externalitäten ergeben sich aber auch durch
Lerneffekte und dynamische Skalenerträge bei der Pro-
duktion (»Learning by Doing«) und bei der Anwendung
(»Learning by Using«) neuer Technologien (vgl. Jaffee,
Newell und Stavins 2005), womit üblicherweise das
allein auf Markteinführung und -verbreitung von Öko-
stromtechnologien abzielende EEG gerechtfertigt wird.
Mit derartigen Lerneffekten ist u.a. gemeint, dass sich
erst bei hinreichend weiter Verbreitung einer innovati-
ven Technologie eine speziell auf diese Technik bezo-
gene Spezialisierung anderer Marktteilnehmer (etwa bei
der Bildung von Humankapital oder bei der Entwick-
lung und Produktion komplementärer Produkte) lohnt.
Vielfach kommt es aber erst in Folge dieser Lerneffek-
te (sowie der Fixkostendegression im klassischen Sin-
ne) zu einer erheblichen (und in Bezug auf ihre länger-
fristige Wettbewerbsfähigkeit möglicherweise entschei-
denden) Senkung der Produktions- und Einsatzkosten

der jeweiligen Technik. Im individuellen Vorteilhaftigkeits-
kalkül der Anwender der Technologie finden diese ex-
ternen Effekte jedoch auch bei einer ansonsten per-
fekten Internalisierung der Umweltexternalität keine Be-
rücksichtigung. Dadurch können sich technologische
Lock-in-Effekte ergeben, wenn unter dem Einfluss der
Preisinstrumente Lösungen gewählt werden, die zwar
kurzfristig kostengünstig sind, aber gleichzeitig die
Durchsetzung der auf längere Sicht effizienten Tech-
nologien verhindern (vgl. Rio Gonzales 2008).
Grundsätzlich könnte die Internalisierung der Wissensex-
ternalitäten auch mit Hilfe von Preisinstrumenten gelin-
gen, sofern diese hinreichend starke Preissignale setzen.
Allerdings müsste dabei ein kurzfristig starkes »Über-
schießen« der Vermeidungsmenge und der Vermeidungs-
kosten in Kauf genommen werden, das mit der kurzfris-
tigen Vermeidungskosteneffizienz in Konflikt tritt. 
Die durch den Verweis auf Wissensexternalitäten be-
gründete Forderung nach ergänzenden Instrumenten
entspricht im Übrigen der alten ökonomischen Maxi-
me, der zufolge jedem wirtschaftspolitischen Ziel ein
eigenes Mittel zuzuordnen ist. Im konkreten Fall heißt
dies, dass separate, nicht originär auf umweltpolitische
Ziele ausgerichtete Instrumente für eine Marktdiffusion
innovativer Energietechnologien zu sorgen haben. Im
Zuge einer solchen Subventionspolitik wird jedoch der
»Wettbewerb als Entdeckungsverfahren« (im Sinne von
Hayek 1969) ausgehebelt. Weil die dem Staat bei Aus-
wahl der als subventionswürdig erachteten Technolo-
gien zur Verfügung stehenden Informationen höchst un-
vollkommen sind und zudem von Interessengruppen ins-
besondere auf Anbieterseite beeinflusst und gefiltert wer-
den, führt der Zwang zum »Picking Winners« fast
zwangsläufig zur Überforderung politischer Entschei-
dungsprozesse und zu ökonomischer Ineffizienz. 
Die Förderpolitik des EEG mag hier erneut als negati-
ves Beispiel gelten. Wie verschiedene Studien ermittel-
ten, liegen die Kosten der Vermeidung einer Tonne CO2

durch solaren Strom in Deutschland um das Zehn- bis
Zwanzigfache über den Kosten der Vermeidung durch
Windenergie.1 Weil die Verbreitung der Photovoltaik den-
noch politisch gewollt ist, gewährt das EEG für Solar-
strom eine wesentlich höhere Einspeisevergütung als für
Windstrom. Auf diese Weise wird das »Gesetz des ei-
nen Preises« grob missachtet, das die Grundlage für
ökonomisch effiziente Lösungen bildet (vgl. Sinn 2009).
Gleichzeitig erfolgt jedoch bemerkenswerterweise kei-
nerlei Differenzierung der Förderung zwischen klimatisch
mehr oder weniger geeigneten Regionen Deutschlands. 
Diese Fehlentwicklung (vgl. zur grundsätzlichen Kritik der
deutschen Förderpolitik für erneuerbare Energien auch

1 So etwa FfE (2009): Wind onshore 23,7–104,7 €/t CO2, Wind offshore
34,9 €/tCO2, S. 32 (sog. quasi-volkswirtschaftliche Betrachtung), Photo-
voltaik 550–770 €/tCO2, S. 52; alternative Studie von Fahl (2006): Vermei-
dungskosten Windenergie 37–91 €/tCO2 und Photovoltaik 420–611 €/tCO2.
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Weimann 2008) lässt sich als Variante des »Nirwana-
Trugschlusses« (»Nirvana-Fallacy« gemäß Demsetz 1969)
deuten, der besagt, dass vielfach utopische Alternati-
ven die Grundlage politischer Interventionen in Märkte
bilden: Selbst wenn in einem bestimmten Bereich ein-
deutig Marktversagen vorliegt und somit ein staatlicher
Eingriff prinzipiell gerechtfertigt scheint, folgt daraus kei-
neswegs zwingend, dass der Staat zu effizienzerhöhen-
den Maßnahmen unter den Bedingungen der Realität tat-
sächlich in der Lage ist. Die Förderpolitik im Rahmen des
EEG beruht so gesehen (im Hayekschen Sinne) auf ei-
ner »Anmaßung von Wissen« seitens des Staates, über
das dieser nicht verfügt und auch nicht verfügen kann
(vgl. auch SVR 2009, 227–234). 
Angesichts des enormen Bedarfs an Basisinnovationen
bei Nutzung erneuerbarer Energien schiene in diesem
Bereich – ganz im Gegensatz zum EEG – vielmehr die
intensive Förderung der Grundlagenforschung geboten,
deren praktischer Umsetzung allerdings die Interessen-
lage der politischen Entscheidungsträger entgegensteht:
Während die Ergebnisse einer anwendungsorientierten
Forschungspolitik von der Öffentlichkeit unmittelbar wahr-
zunehmen sind, bleiben die Ergebnisse der Grundlagen-
forschung oftmals über lange Zeit im Verborgenen. Für
die im Wettbewerb um öffentliche Aufmerksamkeit und
Wählerstimmen stehenden Politiker ist deren Förderung
deshalb nicht allzu attraktiv. Es besteht somit die Ge-
fahr, dass die Chance auf eine in längerer Sicht kosten-
effiziente Energiepolitik durch die im politischen Prozess
wirksamen Anreize vertan wird. 
Generell fällt es schwer, zwischen Grundlagen- und an-
wendungsorientierter Forschung zu unterscheiden. Da-
mit wächst insbesondere die Gefahr von Mitnahmeeffek-
ten, wie aktuell das Beispiel der Elektromobilität zeigt.
Viele der hierbei erforderlichen Technologiekomponen-
ten (so bei den Antriebsmotoren von Elektrofahrzeugen)
sind schon seit langem bekannt, so dass – mit der gro-
ßen Ausnahme der Stromspeicherung – der Bedarf für
grundlegende Forschung eher beschränkt sein dürfte.
Dennoch (und trotz einer derzeit hervorragenden Ge-
winnsituation) wird von der deutschen Automobilindus-
trie nachdrücklich die Forderung nach einer umfassen-
den staatlichen Unterstützung bei der Entwicklung von
Elektrofahrzeugen erhoben. Im Zuge der Energiewende
wurde dieser Forderung von politischer Seite nun nach-
gegeben.

(iv) Maßnahmen zur Flankierung pretialer umweltpolitischer
Instrumente dienen aus der Sicht ihrer Befürworter nicht
nur umweltpolitischen, sondern auch anderen indus-
trie- und strukturpolitischen Zielsetzungen. So verfolgt
das EEG auch den Zweck, die internationale Konkur-
renzfähigkeit deutscher Anbieter in innovativen Sparten
der Energietechnik zu stärken und Arbeitsplätze in struk-
turschwachen Regionen zu schaffen. Derartig motivier-
te staatliche Fördermaßnahmen stehen in Widerspruch

zur Idee des Freihandels und eventuell auch zu den Sta-
tuten der WTO: Die Wettbewerbsbedingungen auf in-
ternationaler Ebene werden verzerrt, und es besteht die
Gefahr, dass ein schädlicher internationaler Subventions-
wettlauf angestoßen wird. Doch trotz dieses Konflikts mit
Effizienzzielen auf globaler Ebene können Subventionen
für bestimmte Industrien im Partikularinteresse der ein-
zelnen Staaten liegen. Bei dieser Interpretation wäre das
EEG als Instrument der strategischen Handelspolitik auf-
zufassen. Das Problem der »Picking Winners« stellt sich
allerdings auch hier (vgl. auch SVR 2009, 239 f.). Es er-
scheint ja höchst unwahrscheinlich, dass gerade der
Staat dazu in der Lage sein sollte, die Technologien zu
entdecken, die langfristig die besten Wettbewerbschan-
cen am Weltmarkt versprechen. Im Zusammenhang mit
dem EEG können etwa erhebliche Zweifel daran ange-
meldet werden, dass Deutschland im Bereich der lange
als Zukunftsbranche gefeierten und hoch subventionier-
ten Solarindustrie seine Wettbewerbsposition auf Dau-
er halten kann. Ein Indiz dafür ist, dass der Weltmarkt-
anteil deutscher Hersteller von Solarzellen seit Jahren,
bei allerdings stark steigenden Umsätzen, rückläufig ist
und sich von 77% im Jahr 2002 auf noch 31% im Jahr
2009 verringerte. Dagegen stieg der Anteil chinesischer
Hersteller im gleichen Zeitraum von 7% (2002) auf 32%
(2009) bzw. 36% im Jahr 2010 an (vgl. PRTM 2010, 5,
und PRTM 2011).
Schließlich hat die Förderung bestimmter Industriezwei-
ge noch eine weitere bedenkliche Konsequenz: Sie führt
in den bevorzugten Branchen und Regionen zur Bildung
von Interessengruppen, die im politischen Prozess Ein-
fluss auf die zukünftige Gestaltung der Förderpolitik neh-
men werden. Auf diese Weise wird eine spätere Begren-
zung oder effizientere Ausgestaltung der Fördermaßnah-
men erheblich erschwert, selbst wenn diese aus Grün-
den der Kosteneffizienz dringend geboten wäre. In
Deutschland zeigt sich diese Form des »Rent Seekings«
bereits am Widerstand der Solarindustrie gegen Kürzun-
gen der EEG-Fördersätze für Photovoltaikanlagen, die
ursprünglich geplant war, im Zuge der Energiewende
aber zurückgenommen wurde. 

Doch selbst wenn es aus den soeben angeführten Grün-
den prinzipiell als sinnvoll erachtet wird, umweltpolitischen
Preisinstrumenten andere Maßnahmen zur Seite zu stellen,
bleibt die Abstimmung zwischen den einzelnen Instrumen-
ten unabdingbar. Ansonsten drohen unerwünschte Inter-
aktionseffekte, welche Ineffizienzen bewirken und sogar die
beabsichtigte Wirkung spezifischer Maßnahmen neutralisie-
ren können. Auf dieser wichtigen Einsicht beruht die Fun-
damentalkritik am EEG, wie sie vom Wissenschaftlichen Bei-
rat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-
gie (2004) oder von Sinn (2008) vorgebracht wurde. Wenn
nämlich im Rahmen des EU ETS für die gesamte EU Ober-
grenzen für die bei der Stromerzeugung entstehenden CO2-
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Emissionen fixiert werden, müssen logischerweise sämtli-
che durch eine zusätzliche Förderung in Deutschland indu-
zierten CO2-Einsparungen EU-weit gesehen ökologisch wir-
kungslos bleiben. Dieser Kritik wird entgegen gehalten, dass
die klimapolitischen Vorleistungen Deutschlands durch ei-
ne entsprechende Absenkung der in Zukunft im EU ETS fest-
gelegten Zertifikatemenge berücksichtigt werden könnten
(vgl. etwa Kemfert 2009). Dafür gibt es jedoch keinen Au-
tomatismus. Vielmehr hängt es allein vom Ergebnis der von
einer Vielzahl anderer Faktoren beeinflussten Verhandlun-
gen auf EU-Ebene ab, wie viele Zertifikate längerfristig aus-
gegeben werden. Versuche, nationale Vorleistungen in Ver-
handlungen über die Festlegung der Zertifikatemengen ein-
zubringen, laufen zudem Gefahr, zu einer Überlastung des
ohnehin schon komplexen Koordinierungsprozesses zwi-
schen den europäischen Mitgliedstaaten zu führen und der
Zertifikatelösung ihre relative Einfachheit und Transparenz
zu nehmen. Zudem ist die Entwicklung der Zertifikatemen-
ge für die Jahre von 2013 bis 2020 schon festgelegt, und
es ist nicht damit zu rechnen, dass die deutsche Energie-
wende an diesen Beschlüssen allzu viel ändern wird.2

Schlussendlich könnten mit einer derartigen Anpassung der
Zertifikatemenge die Vorleistungen eines Landes zwar zu ei-
nem positiven ökologischen Effekt führen. Das Ziel der Ver-
meidungskostenminimierung – und damit der aus ökono-
mischer Sicht zentrale Vorteil des Zertifikatehandels – wür-
de aber dennoch verfehlt.

Einschätzung der Energiewende

Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Überlegungen zur
umweltpolitischen Instrumentenwahl soll jetzt versucht wer-
den, eine konkretere Bewertung der in Deutschland einge-
leiteten Energiewende vorzunehmen.

1. Zunächst ist kritisch festzustellen, dass eine erhebliche
Diskrepanz zwischen den von Umweltökonomen präfe-
rierten Lösungen und der in Deutschland betriebenen
Energiepolitik besteht. Das Ziel der Kosteneffizienz bei
der Vermeidung von CO2-Emisionen wird z.T. flagrant
verletzt, wie sich insbesondere an der Subventionierung
der Photovoltaik zeigt. Durch die Energiewende kam es
zu keiner Änderung dieses aus ökonomischer Sicht frag-
würdigen Kurses, sondern er wurde durch Zurücknah-
me der zwischenzeitlich geplanten Absenkung der So-
larförderung sogar verschärft. Die Wirkung des »Atmen-
den Deckels«, der eine vom realisierten Zubauvolumen

abhängige Degression der Einspeisevergütungen für Pho-
tovoltaikanlagen vorsieht, bleibt hinter der Forderung nach
Schaffung einer festen Obergrenze für das Subventions-
volumen zurück. Dabei ist unbestritten, dass der Anteil,
den die extrem teure Photovoltaik in Deutschland an
der Stromversorgung haben kann, aufgrund der geogra-
phischen und meteorologischen Gegebenheiten auch
auf Dauer stark beschränkt bleiben wird und niemals das
Niveau etwa der Windenergie erreichen kann. Für die-
sen ohnehin geringen Versorgungsbeitrag einen kos-
tengünstigeren Ersatz, möglicherweise durch Solarstrom-
importe aus Südeuropa, zu finden, erscheint nicht mit
unüberbrückbaren Schwierigkeiten verbunden zu sein. 

2. Angesichts der in Deutschland mittlerweile eingekehr-
ten energiepolitischen Harmonie drohen die mannigfa-
chen rechtlichen, technischen, wirtschaftlichen und po-
litischen Risiken, welche die Energiewende mit sich bringt,
in den Hintergrund zu treten.

(i) Aus juristischer Perspektive stehen die Änderungen im
Planungsrecht, die der Beschleunigung von Investitio-
nen in die zukünftigen Versorgungs- und Übertragungs-
systeme dienen sollen, nach Ansicht mancher Staats-
rechtler im Widerspruch zur verfassungsgemäßen Auf-
gabenteilung zwischen Bund und Ländern (vgl. Stein-
berg 2011). 

(ii) In technischer Hinsicht beruht das Konzept der Ener-
giewende im Wesentlichen auf dem Vertrauen in die Fort-
entwicklung heute noch wenig ausgereifter Technolo-
gien. Das Gelingen der Energiewende hängt insbeson-
dere vom massiven Ausbau der Offshore-Windenergie
ab, die bis zum Jahr 2050 nach den Prognosen von
ewi-prognos-gws (2010), die dem Energiekonzept der
Bundesregierung zugrunde liegen, rund ein Drittel der in
Deutschland erzeugten Elektrizität bereitstellen soll. In
großtechnischem Maßstab ist diese Technologie bis-
lang aber noch nicht ausreichend erprobt. Gleiches gilt
für die zu regenerativen Energien komplementären Re-
gel- und Speichertechnologien, deren staatliche Förde-
rung (mit 200 Mill. Euro bis 2014) auch nach den Be-
schlüssen der Energiewende gegenüber den sonstigen
Fördervolumina eher gering ausfällt. Ohne ausreichen-
de Speicherkapazitäten ist die in Deutschland projektier-
te Schaffung immer neuer Kapazitäten für die Stromer-
zeugung aus regenerativen Quellen jedoch nur von be-
schränktem Wert. Insgesamt ist festzustellen, dass bei
der Förderung der erneuerbaren Energien in Deutsch-
land ihre Systemintegration und ihr möglicher Beitrag zur
Systemstabilität bislang eher vernachlässigt werden, was
mit steigendem Anteil dieser Energien an der Gesamt-
versorgung zu wachsenden Problemen führt. Auch des-
halb wird eine Reform des Anreizsystems für den Einsatz
erneuerbarer Energien sowie eine Änderung des Strom-
markt-Designs gefordert. Diskutiert wird in diesem Zu-
sammenhang neuerdings die Einrichtung von »Kapazi-
tätsmärkten«, auf denen die Bereitstellung von Reser-

2 Für den Beginn der dritten Handelsperiode 2013 wurde die Zertifikatemen-
ge auf knapp 2,04 Mrd. Zertifikaten festgesetzt und für die darauf folgen-
den Jahre bis 2020 eine jährliche Reduktion dieses Caps um 1,74% der
Zertifikatemenge beschlossen, die zwischen 2008 und 2012 jährlich im
Durchschnitt ausgegeben wird. Diese Regelung soll über das Jahr 2020
hinaus fortgeführt werden, bis spätestens 2025 soll sie aber von den Mit-
gliedstaaten überprüft und ggfs. angepasst werden (vgl. EU Kommission:
http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/cap_en.htm).
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ve- und Speichermöglichkeiten vergütet wird und die da-
durch für die bei Nutzung regenerativer Energien unab-
dingbare Ergänzung des Erzeugungssystems sorgen (vgl.
Nailis et al. 2011).

(iii) Erhebliche wirtschaftliche Risiken der Energiewende er-
geben sich schon daraus, dass aufgrund des höchst un-
vollkommenen Wissens über die zukünftigen technischen
Möglichkeiten Kostenschätzungen über zukünftige Ener-
gieoptionen spekulativ bleiben müssen. Insbesondere
die »Systemkosten« erneuerbarer Energien, d.h. die Kos-
ten für Transport und Speicherung, für Maßnahmen zur
Anpassung des Energieverbrauchs und vor allem für die
Bereitstellung von Ersatzkapazitäten zur Deckung der
Versorgungslücken bei ungünstigen Wetterbedingungen,
lassen sich nur schwer prognostizieren. Aus Wissen-
schaft und Wirtschaft mehren sich mittlerweile die Stim-
men, die der Politik zu großen Optimismus bei der Ab-
schätzung der mit der breitflächigen Umstellung auf re-
generative Energien verbundenen Kostenbelastungen
vorwerfen (vgl. u.a. Handelsblatt, 27. Juli 2011, sowie
Frondel, Ritter und Schmidt 2011) und vor den negati-
ven Folgen der Energiewende für den Wettbewerb auf
den Energiemärkten und insgesamt für den Industrie-
standort Deutschland warnen. In diesem Zusammen-
hang einfach auf die großen Chancen zu verweisen, die
sich aus der deutschen Vorreiterrolle auf den Technolo-
giemärkten ergeben können, ist nicht frei von Wunsch-
denken.
Die wirtschaftlichen Risiken werden auf längere Sicht noch
dadurch verstärkt, dass die frühzeitige Festlegung der Po-
litik auf bestimmte, im Detail zwar noch unausgereifte,
aber im Prinzip bekannte Energietechnologien die Flexi-
bilität bei der Anpassung an radikal neue energietechni-
sche Innovationen beeinträchtigt. Die weitgehende poli-
tische Vorgabe des Transformationspfades kann in eine
Lock-in-Situation führen, die man nur unter Inkaufnah-
me hoher Zusatzkosten wieder verlassen kann. Gerade
die Offenheit gegenüber neuen, derzeit noch kaum ab-
sehbaren technischen Optionen sollte jedoch ein zentra-
ler Bestandteil eines verantwortungsvollen Umgangs mit
der immensen Unsicherheit sein, mit der eine langfristig
orientierte Energiepolitik zwangsläufig konfrontiert ist.
Gleichzeitig fehlt (bislang) auch ein erkennbarer »Plan B«
für den Fall, dass sich einzelne technologische Entwick-
lungen nicht in der heute erwarteten Weise realisieren. 

(iv) Zu politischen Risiken auf nationaler Ebene kommt es
durch die Unberechenbarkeit des Wählerwillens. Sobald
die Belastungen und Verteilungseffekte der Energiewen-
de bei den Betroffenen konkret spürbar werden, ist die Ak-
zeptanz nicht mehr gesichert und überwunden geglaub-
te Gräben in der energiepolitischen Auseinandersetzung
können erneut aufbrechen. Der Streit zwischen Bund und
Ländern um die Finanzierung der energetischen Gebäu-
desanierung kann hierfür als Beispiel gelten. Auf interna-
tionaler Ebene besteht ebenfalls ein politisches Risiko, da

die Energiewende in Deutschland nur dann gelingen kann,
wenn die europäischen Partnerländer zur Kooperation be-
reit sind und Deutschland etwa beim Ausgleich von Ver-
sorgungsengpässen und bei der Bereitstellung von Spei-
cherkapazitäten unterstützen. Von dieser zentralen Vo-
raussetzung wird beinahe stillschweigend ausgegangen,
obwohl gerade hier ein bedeutsames Hindernis für den
Erfolg der Energiewende liegen kann. Die deutsche Vor-
reiterrolle kann es zudem anderen Ländern erschweren,
ähnliche energiepolitische Strategien zu verfolgen. Die als
Lückenbüßer vielfach angeführten Speichermöglichkeiten
in den norwegischen Fjorden reichen vielleicht für Deutsch-
land aus, aber kaum für ganz Europa. Schon deshalb kann
von einer Vorbildfunktion der deutschen Energiewende nur
in begrenztem Maße gesprochen werden.

3. Als neue »Brückentechnologien« für den Übergang in ei-
ne rein regenerative Energieversorgung setzt die Bundes-
regierung nach dem beschleunigten Atomausstieg auf die
Errichtung neuer Kohle- und Gaskraftwerkskapazitäten.
Gemäß den Energiewendebeschlüssen sollen bis 2020
konventionelle Kraftwerke mit einer Leistung von rund
10 GW zugebaut werden.3 Dadurch wird ein potenzieller
Konflikt zu den klimapolitischen Zielen geschaffen. Zwar
verhindert das EU ETS mit seinen europaweit bindenden
Emissionsobergrenzen im Prinzip höhere CO2-Emissio-
nen. Die zusätzliche deutsche Nachfrage nach Zertifika-
ten lässt jedoch die Preise der Emissionszertifikate an-
steigen, was europaweit höhere Stromkosten nach sich
zieht. Diese Entwicklung kann in anderen europäischen
Ländern politischen Druck auslösen, die Emissionsober-
grenzen im EU ETS zu lockern oder dessen Regeln
schlicht zu unterlaufen. Die klimapolitischen Zielsetzun-
gen der deutschen Energiepolitik würden dann durch
die Reaktionen der anderen Staaten konterkariert. Aus
deutscher Sicht positive Nebeneffekte bestehen allerdings
insoweit, als europaweit steigende Strompreise die Dif-
ferenzkosten und damit die Belastung der deutschen
Stromverbraucher durch die Einspeisevergütungen des
EEG vermindern und zudem der Gefahr einer Abwande-
rung energieintensiver Industrien in die europäischen
Nachbarländer entgegenwirken. Dass die deutsche Ener-
giewende negative Effekte auf die europäischen Part-
nerländer haben kann, macht deren Skepsis gegenüber
dem deutschen Sonderweg verständlich.
Im Zusammenhang mit dem zumindest mittelfristig un-
entbehrlichen Einsatz fossiler Energieträger ist auch von
Bedeutung, dass Deutschland mit der Braunkohle selbst
in reichlichem Maße über einen als »Energiebrücke« ge-
eigneten Rohstoff verfügt. Braunkohle ist zwar wesent-

3 Die Bundesregierung strebt nach den Energiewendebeschlüssen zum ei-
nen eine beschleunigte Errichtung und Fertigstellung der bereits begon-
nenen konventionellen Kraftwerksprojekte an. Zum anderen sollen zu-
sätzlich ca. 10 GW an gesicherter konventioneller Kraftwerksleistung bis
zum Jahr 2020 zugebaut werden (vgl. Punkt 23 der Energiewendebe-
schlüsse unter http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/Energiepo-
litik/energiekonzept.html).
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lich klimaschädlicher als das zur Überbrückung ebenso
geeignete Erdgas. Doch während Erdgas zu hohen Kos-
ten importiert werden muss und zur Abhängigkeit von
ausländischen Anbietern führt, wird bei Nutzung der hei-
mischen Braunkohle die Rohstoffrente im Inland gehal-
ten, was im Sinne des »Grünen Paradoxons« von Sinn
(2008) ein angebotsseitiges Interesse am Einsatz die-
ses Rohstoffs schafft. Eingeschränkt wird dieses Argu-
ment allerdings dadurch, dass beim heutigen Stand der
Technik Gaskraftwerke aufgrund ihrer flexibleren und kos-
tengünstigeren Regelbarkeit bessere Voraussetzungen
als Kohlekraftwerke bieten, Schwankungen in der Be-
reitstellung von Ökostrom auszugleichen.

4. Probleme mit der internationalen Einbettung der deut-
schen Energiepolitik ergeben sich noch in anderer Hin-
sicht: So wird im Zuge der Energiewende das EU ETS
faktisch abgewertet. Die Hauptaufgabe, die dem EU ETS
im Rahmen des Energiewendepakets zugewiesen wird,
scheint darin zu bestehen, nach dem teilweisen Ausfall
der Einnahmen aus der Brennelementesteuer die Finan-
zierung des 2010 (vgl. http://www.bmu.de/energiekon-
zept/doc/46652.php) aufgelegten Klima- und Energie-
fonds durch die Erlöse aus der Versteigerung der Zertifi-
kate ab 2013 sicher zu stellen. Der Lenkungsfunktion des
Zertifikatepreises wird dabei hingegen keine größere Be-
achtung mehr geschenkt. Auf diese Weise wird die Sig-
nalfunktion des EU ETS auf den außereuropäischen Raum
geschwächt, was negative Folgen für den Einfluss der EU
bei zukünftigen globalen Klimaverhandlungen haben kann
(vgl. Buchholz und Peters 2005). Die einseitigen und oh-
ne internationale Abstimmung vorgenommenen Festle-
gungen Deutschlands können sich zudem negativ auf den
Fortgang der energiepolitischen Integration auf EU-Ebe-
ne auswirken, die aber zur kostengünstigen Nutzung er-
neuerbarer Energien dringend erforderlich ist (vgl. hierzu
die Aussagen des EU-Kommissars für Energie Günther
Oettinger auf der EWI-FAZ-Tagung in Köln, wie sie etwa
von Bünder und Sturbeck 2011 zusammengefasst wur-
den). Die europäischen Länder sind für die Erzeugung
erneuerbarer Energie ja in höchst unterschiedlichem Ma-
ße geeignet. Viele Länder (wie Frankreich, Großbritannien
und Dänemark) verfügen über größere und windstärkere
Küstenzonen als Deutschland, und im Süden scheint die
Sonne nicht nur öfter, sondern vor allem auch stetiger. Bei
konsequenter Einbeziehung der meteorologisch begüns-
tigten Länder in eine Strategie der Energiewende wird da-
rüber hinaus deren Eigeninteresse an regenerativen Ener-
gien gefördert, was zur Durchsetzung ambitionierterer kli-
mapolitischer Ziele beiträgt. Auch was den Mangel an eu-
ropaweiter Koordina tion angeht, besteht deshalb eine ge-
wisse Kluft zwischen der mit der Energiewende bean-
spruchten klima- und energiepolitischen Vorreiterrolle
Deutschlands auf der einen und ihrer tatsächlichen Wir-
kung auf die europäische Klima- und Energiepolitik auf
der anderen Seite.

Fazit und Perspektiven

Die bisher tatsächlich eingetretenen energiepolitischen Im-
plikationen der deutschen Energiewende sind gekennzeich-
net durch mangelndes Kostenbewusstsein, einen übertrie-
benen Technikoptimismus, eine einseitige Wahrnehmung von
Risiken, eine zu geringe Flexibilität des eingeschlagenen
Transformationspfads sowie zumindest implizit durch einen
gewissen Autarkiebias. Die derzeitige Energiepolitik legt sich
im Eiltempo auf nationale und technisch nur begrenzt inno-
vative Lösungen fest, obwohl angesichts der enormen Un-
sicherheiten über die auf längere Sicht verfügbaren energie-
politischen Optionen ein längerer Atem und höhere Flexibili-
tät gefragt wären. Einen wesentlichen Mangel stellt zudem
die nur unzureichende internationale bzw. europäische Inte-
gration der deutschen Energiepolitik dar. 

Diese Abweichungen der realen Energiewende von einer
idealerweise vorstellbaren lassen sich durch Zwänge und
Mechanismen des politischen Prozesses erklären. Durch die
Katastrophe in Fukushima sah sich die Bundesregierung
einer nochmals stark gestiegenen »Atomangst« in der Be-
völkerung und der Gefahr eines weitreichenden Vertrau-
ensverlusts gegenüber, insbesondere nachdem sie kurz zu-
vor eine Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke auf den
Weg gebracht hatte. Dieser Gefahr des Ansehens- und
Machtverlustes versuchte sie durch rasches und entschie-
denes Handeln zu begegnen. Dabei wurden, neben der
Rücknahme der Laufzeitverlängerung, im Wesentlichen be-
reits früher eingeleitete Maßnahmen unter dem Begriff der
»Energiewende« zu einem energiepolitischen Paradigmen-
wechsel hochstilisiert. Gleichzeitig wurde versucht, eines der
zentralen politischen Zukunftsfelder begrifflich und thema-
tisch zu besetzen und so einen offensichtlichen Angriffspunkt
der Oppositionsparteien zu neutralisieren. Eine Initiative zur
Neugestaltung der Energiepolitik auf europäischer Ebene
hätte demgegenüber schon aufgrund der wesentlich län-
geren Verhandlungs- und Abstimmungsprozesse weitaus
geringere Möglichkeiten geboten, Entschlossenheit zu de-
monstrieren. Zudem hat das Vertrauen der deutschen Be-
völkerung in die EU und ihre Institutionen vor allem wegen
der Eurokrise in jüngster Zeit erheblich gelitten, wodurch
die Suche nach gesamteuropäischen Lösungsansätzen
gleichfalls politisch weniger opportun erscheint.

Eine aus ökonomischer Sicht rationalere Ausgestaltung des
Übergangs zu erneuerbaren Energien müsste im Vergleich
zum Status quo zunächst auf wesentlich sorgfältigeren Ana-
lysen der Realisierbarkeit und der jeweils zu erwartenden
Gesamtkosten verschiedener energiepolitischer Szenarien
sowie einer Abwägung der jeweiligen Risiken beruhen. In
diesem Zusammenhang ist vor allem dem Bedarf an und
der Verfügbarkeit von Speichertechnologien eine wesentlich
höhere Aufmerksamkeit als bisher zu schenken. Ohne de-
ren starken Ausbau ist es ausgeschlossen, dass erneuer-
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bare Energien zur tragenden Säule der deutschen Energie-
versorgung werden können. Im Hinblick auf die Sicherung
der Energieversorgung während des Übergangszeitraums
müsste die der heimischen Kohle zugewiesene Rolle zu ei-
nem zentralen (und bei hinreichender öffentlicher Wahrneh-
mung wohl auch höchst kontroversen) Thema werden. Ver-
stärkt zu berücksichtigen ist bei einer sehr langfristig ange-
legten Energie- und Klimapolitik ferner die demografische
Entwicklung, die ganz automatisch eine Senkung des Ener-
gieverbrauchs in Deutschland bewirkt.

Vor allem aber muss die Energiewende in wesentlich stär-
kerem Maße als gesamteuropäische Aufgabe wahrgenom-
men werden. Eine Beschränkung der Energiepolitik auf die
nationale Ebene verschärft den Konflikt zwischen den klas-
sischen Zielen der Energiepolitik (Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Umweltverträglichkeit) und gefährdet
damit den für einen erfolgreichen Übergang zu erneuerba-
ren Energien erforderlichen Rückhalt in der Bevölkerung.
Den Kern der europäischen Energiepolitik sollte dabei das
weiter ausgebaute EU ETS bilden, dessen diverse auf na-
tionaler Ebene vorgenommene Ergänzungen zu beschrän-
ken sowie vor allem präzise zu begründen und europaweit
abzustimmen sind. Eine europäische Energiepolitik enthält
zwar ein erhebliches Konfliktpotential, so bei der Frage nach
der Zukunft der Kernenergie, beim Netzausbau, der Bereit-
stellung von Speicherplätzen und der Finanzierung von Kom-
pensationszahlungen zum Ausgleich der negativen Folgen
der Nutzung erneuerbarer Energien. Über energie- und um-
weltpolitische Ziele hinaus eröffnet sie jedoch auch die Chan-
ce, den geschwächten Europagedanken mit positiven In-
halten zu verbinden und auf diese Weise neu zu beleben.
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